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B e a n t w 0 r tun g 

der Anfrage der Abgeordneten Dr.Lackner und Kollegen an den 
Herrn Bundesminister für Arbeit und Soziales betreffend ge­

meinsame Versteuerung mehrerer Pensionen (Nr.1906/J). 

Zu den aus der beiliegenden Ablichtung der gegenständlichen 

Anfrage ersichtlichen Fragen führe ich aus sozialversiche­

rungsrechtlicher Sicht folgendes aus: 

AqtJ&,/J 

Zunächst möchte ich festhalten, daß die im Zusammenhang mit 

der gemeinsamen Versteuerung mehrerer Pensionen auftretende 

Problematik rein finanzrechtlicher Natur ist und die Sozial­

versicherung lediglich am Rande tangiert. Diesbezüglich kommt 

mir als Bundesminister für Arbeit und Soziales von gesetzes­

wegen keine Kompetenz zu, die Richtigkeit des dargestellten 

Falles abschließend zu beurteilen. Angelegenheiten der Legi­

stik sowie der VOllziehung im Bereich des Steuerrechts res­

sortieren in die Kompetenz des Bundesministers für Finanzen. 

Eine ähliche Anfrage wurde auch an ihn gestellt. 

Zu den Fragen 1 und 2: 

Eine gesetzliche Verpflichtung bezüglich der gemeinsamen Ver­

steuerung besteht nur bezüglich der Bestimmungen gemäß § 47 

Abs . 4 ESt.G. 
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Die gemeinsame Versteuerung dieser Pensionsleistungen wird 

von allen Pensionsversicherungsträgern und verpflichteten Ge­

bietskörperschaften im Datenverbund mit dem Hauptverband lau­

fend durchgeführt. 

Diese Serviceleistung für die Pensionisten (aber auch für das 

Bundesministerium für Finanzen) erfolgt lückenlos. 

Die gemeinsame Versteuerung gemäß Abs.3 und 5 des § 47 EStG 

ist u.a. von der Bereitschaft des früheren Dienstgebers ab­

hängig. Ist ,diese gegeben, wird von diesen die gemeinsame 

Versteuerung durchgeführt. 

Zu den Fragen 3 un~ 

Ich verweise auf die Beantwortung der Frage 2. Für mich als 

Bundesminister für Arbeit und Soziales besteht kein Hand­
lungsbedarf. 

Beilag~ 

Der Bundesminister: 
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BEILAGE 

Anfrage: 

1. 
Wie stehen Sie zu der geschilderten Problemat{R~? 

. .... 

. ' .~.': .... \" .... : "~ . . ~ . . . . ' .... ; ..... ', ., ... " 
• j', .... .:~ ... 

2. 
Liegt hier. wi e aus der Servi cebroschü re des Fi nanzmi ni steri ums 
1994 hervorgeht, nicht eine gesetzliche Verpflichtung vor, mehrere 
Pensionen gemeinsam zu versteuern? 

3. 

• 

Was werden Si e unternehmen bzw. haben Si e unternommen. um di ese 
vom Gesetz her vorgesehene Verpflichtung zur gemeinsamen 
Versteuerung von Pensionen einzufordern? 

4. 
Bi s wann gedenken Si e. di e vom Gesetz her vorgesehene gemei nsame 
Versteuerung mehrerer Pensionen durchzusetzen? 

.......... - ......... _----------
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